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Editorial

Der Klimawandel (be)trifft uns alle

Wir, in den Ländern des Nordens, wussten natürlich, dass wir den Ländern des Südens bei den notwendigen
Maßnahmen zur Anpassung an den stattfindenden Klimawandel zur Seite stehen müssen. Das geschieht –
finanziell und technologisch.

Aber wir, in Mitteleuropa, in Deutschland haben lange nicht daran gedacht, dass der Klimawandel auch
uns treffen wird. Seit diesem Sommer findet die nötige gesellschaftliche Debatte in Deutschland statt. Es
gehört zur Daseinsvorsorge, Menschen vor extremer Hitze zu schützen.

Und Daseinsvorsorge geschieht da, wo die Menschen leben, also in Städten und Gemeinden. Damit haben
die Kommunen eine weitere Herausforderung zu bewältigen, für die sie die nötigen Finanzmittel von Bund
und Ländern erhalten müssen. Ob das im Wege einer neu definierten Gemeinschaftsaufgabe im Grund-
gesetz oder auf andere Weise geschieht – es braucht jetzt eine abgestimmte Entscheidung.

In den dicht bebauten Städten sind die Temperaturen etwa vier Grad Celsius höher
als im gesamten Umland. Diesen Temperaturen kann man kurzfristig nur durch
Verschattung und Kühlung von Gebäuden, etwa Schulen und Pflegeeinrichtungen,
begegnen.

Mittelfristig wirkt eine andere Stadtgestaltung. Mehr Grün im öffentlichen Raum
und mehr Wasserflächen, zB Brunnen oder Teiche, sind unabdingbar. Damit tritt
die Anpassung an den Klimawandel in Konkurrenz zu Flächen in der gebauten
Stadt. Wohnungen und Gewerbe haben ebenfalls zweifellos einen Flächenanspruch.
Lediglich die Flächen, die heute vom ruhenden Verkehr beansprucht werden, stehen
für die notwendige Entsiegelung zur Verfügung. Um hier zu durchgreifenden Än-
derungen zu kommen, braucht es keine Gesetzesänderung.

Aber wir brauchen eine breite gesellschaftliche Debatte und großen Mut der in den
Kommunen Verantwortung Tragenden.

Dr. Barbara Hendricks, Bundesministerin a.D.


